
 

 

Gesetz zur Verbesserung der Teilhabe von Menschen mit Sinnesbehinderungen 
Vom 

Artikel 11 
Änderung des Landesblindengeldgesetzes 

Das Landesblindengeldgesetz vom 6. Oktober 2011 (GVBl. I S. 572), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 8. Juli 2021 (GVBl. S. 327), wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 werden die Wörter „und zur Förderung ihrer gleichberechtigten Teilhabe am Leben in 
der Gesellschaft“ gestrichen. 

2. § 2 Abs. 3 wird aufgehoben. 

3. In § 4 wird die zweite Absatzbezeichnung „(3)“ durch „(4)“ ersetzt. 

4. In § 5 Abs. 2 werden nach der Angabe „Abs. 1“ die Wörter „auf das Blindengeld“ eingefügt. 

5. In § 6 Abs. 2 Nr. 1 Buchst. a wird die Angabe „12. Dezember 2019 (BGBl. I S. 2652)“ durch 
„20. August 2021 (BGBl. I S. 3932)“ ersetzt. 

6. In § 9 Satz 2 wird die Angabe „2026“ durch „2033“ ersetzt. 

Artikel 22 
Änderung des Landesgehörlosengeldgesetzes 

Das Landesgehörlosengeldgesetz vom 8. Juli 2021 (GVBl. S. 327) wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 werden die Wörter „und zur Förderung ihrer gleichberechtigten Teilhabe am Leben in 
der Gesellschaft“ gestrichen. 

2. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absatzbezeichnung „(1)“ wird gestrichen. 

b) Abs. 2 wird aufgehoben. 

3. § 4 Abs. 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Das Gehörlosengeld beträgt 20 Prozent der Blindenhilfe für blinde Menschen nach 
Vollendung des 18. Lebensjahres nach § 72 Abs. 2 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch 
in der jeweils geltenden Fassung.“ 

4. In § 6 Abs. 2 wird die Angabe „12. Dezember 2019 (BGBl. I S. 2652)“ durch „20. August 
2021 (BGBl. I S. 3932)“ ersetzt. 

5. In § 9 Satz 2 wird die Angabe „2026“ durch „2033“ ersetzt. 

 
1 Ändert FFN 34-68 
2 Ändert FFN 34-80 



 

 

 

 

Artikel 3 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

 

Begründung: 

Allgemeiner Teil 

Mit dem Gesetz zur Verbesserung der Teilhabe von Menschen mit Sinnesbehinderungen sollen 
das Landesblindengeldgesetz und das Landesgehörlosengeldgesetz weiterentwickelt werden. 
Dabei werden der Zweck und die Ausgestaltung der Leistungen an aktuelle gesellschaftliche 
und rechtliche Anforderungen angepasst. Das Blindengeld, das Taubblindengeld und das 
Gehörlosengeld sollen klar als einkommens- und vermögensunabhängige Leistungen definiert 
werden, die nicht zur Steuerung eines wirtschaftlichen Bedarfs, sondern vorrangig zur 
Befriedigung laufender, insbesondere immaterieller Bedürfnisse der Leistungsberechtigten 
dienen. 

Durch die Änderungen wird die Gleichbehandlung der Leistungsberechtigten sichergestellt und 
eine Anrechnung oder Verrechnung vermieden. Darüber hinaus werden redaktionelle 
Änderungen vorgenommen. Die Verlängerung der Gesetze bis zum 31. Dezember 2033 
gewährleistet zudem die Planungssicherheit der Leistungsberechtigten. 

 

Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 

Zu Art. 1 Nr. 1 (§ 1) 

Die Streichung konkretisiert den Zweck der einkommens- und vermögensunabhängigen Leistung 
dahingehend, dass mit dem Blindengeld und dem Taubblindengeld wie bei der Blindenhilfe kein 
wirklicher oder erfahrungsgemäß vorhandener wirtschaftlichen Bedarf gesteuert werden soll, 
sondern sie in erster Linie Mittel zur Befriedigung laufender auch immaterieller Bedürfnisse des 
Leistungsberechtigten bereitgehalten werden (BVerwG, Urteil vom 14. Mai 1969 – V C 167.67 –
, BVerwGE 32, 89, Rn. 18). Nach Sinn und Zweck des Blindengeldes und des Taubblindengeldes 
dienen diese Leistungen gerade nicht der Abgeltung regelmäßiger besonderer Leistungen. 
Deswegen sind das Blindengeld und das Taubblindengeld für andere Bedarfe einzusetzen als 
die Eingliederungshilfe, welche einem konkreten Zweck dient. Aus diesem Grund werden diese 
Leistungen wie die Blindenhilfe jeweils neben der Eingliederungshilfe geleistet (§ 72 Abs. 6 SGB 
XII sowie § 93 Abs. 2 SGB IX), sodass die Eingliederungshilfe nicht mit dem Verweis auf 
Blindengeld oder Taubblindengeld verwehrt oder gekürzt werden kann. Der Bundesgesetzgeber 
geht davon aus, dass es bei diesen Hilfen keine Überschneidung mit der Eingliederungshilfe gibt 
(BT-Drs. 18/9522, 272.), vgl. FG Hamburg, Gerichtsbescheid vom 6. Januar 2022 – 1 K 50/20 –, 
Rn. 26 - 28, juris). 



 

 

Zu Art. 1 Nr. 2 (§ 2 Abs. 3) 

Es sollen auch Personen, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Zeitpunkt der Aufnahme oder in 
den zwei Monaten vor der Aufnahme in eine Einrichtung in einem anderen Land hatten, 
leistungsberechtigt sein können. Mit der Streichung des § 2 Abs. 3 gilt § 109 SGB XII nicht mehr 
entsprechend. Demnach galt als gewöhnlicher Aufenthalt nicht der Aufenthalt in einer Einrichtung 
im Sinne von § 98 Abs. 2 SGB XII. Hintergrund war u.a. ein Beschluss der Konferenz der 
Obersten Landessozialbehörden (KOLS) zur Harmonisierung der Blindengeldgesetze der Länder 
von 1986. Die Konferenz empfahl, eine Regelung aufzunehmen, dass „Blinde, die sich in 
Anstalten, Heimen oder gleichartigen Einrichtungen aufhalten, Blindengeld von dem Land 
erhalten, in dem sie vor Aufnahme in eine Einrichtung ihren gewöhnlichen Aufenthalt hatten. Im 
Rahmen seiner Entscheidung vom 12. Dezember 2024 – B 9 BL 1/24 R – wies das BSG darauf 
hin, dass es aus Sicht eines sozialen Bundesstaats zu begrüßen wäre, wenn alle Bundesländer 
ihre Landesblindengeldgesetze dergestalt harmonisieren würden, dass blinde Menschen bei 
Aufnahme in ein Alten- und Pflegeheim aus einem anderen Bundesland keinen Verlust ihres 
Blindengeldanspruchs hinnehmen müssten. 

Zu Art. 1 Nr. 3 (§ 4) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung. 

Zu Art. 1 Nr. 4 (§ 5 Abs. 2) 

Nach § 5 Abs. 2 verringert sich der nach § 5 Abs. 1 anzurechnende Betrag. § 5 Abs. 2 soll jedoch 
allein auf das Blindengeld Anwendung finden, weil Personen, die einen Anspruch auf 
Taubblindengeld haben, anders als beim Blindengeld bereits vor Vollendung des 18. 
Lebensjahres das volle Taubblindengeld bekommen. Die Anwendung von § 5 Abs. 2 auch auf 
das Taubblindengeld führt dazu, dass taubblinde Minderjährige mit Pflegegrad 2 nach Vollendung 
des 18. Lebensjahres weniger Taubblindengeld bekommen. 

Zu Art. 1 Nr. 5 (§ 6 Abs. 2) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung. 

Zu Art. 1 Nr. 6 (§ 9) 

Die Geltungsdauer des Landesblindengeldgesetzes wird verlängert. Zur Sicherung einer 
effektiven Wirksamkeitskontrolle ist grundsätzlich eine Befristung von sieben Jahren vorzusehen. 
Die Befristung bezweckt, dass die Vorschriften in diesem Zeitabstand erneut insgesamt auf 
Notwendigkeit, Vollzugseignung, Vollständigkeit, Zweckmäßigkeit und Kostenwirksamkeit 
überprüft werden. 

Zu Artikel 2 

Zu Art. 2 Nr. 1 (§ 1) 

Die Streichung konkretisiert den Zweck der einkommens- und vermögensunabhängigen Leistung 
dahingehend, dass auch mit dem Gehörlosengeld kein wirklicher oder erfahrungsgemäß 
vorhandener wirtschaftlichen Bedarf gesteuert werden soll, sondern es in erster Linie Mittel zur 
Befriedigung laufender auch immaterieller Bedürfnisse des Leistungsberechtigten bereitgehalten 
wird. Nach Sinn und Zweck dient es gerade nicht der Abgeltung regelmäßiger besonderer 
Leistungen. Deswegen sind das Gehörlosengeld wie das Blindengeld und das Taubblindengeld 
für andere Bedarfe einzusetzen als die Eingliederungshilfe, welche einem konkreten Zweck dient. 
Aus diesem Grund wird diese Leistung wie die Blindenhilfe jeweils neben der Eingliederungshilfe 



 

 

geleistet (§ 72 Abs. 6 SGB XII sowie § 93 Abs. 2 SGB IX), sodass die Eingliederungshilfe nicht 
mit dem Verweis auf Gehörlosengeld verwehrt oder gekürzt werden kann. 

Hier entspricht das Landesgehörlosengeldgesetzes, wo immer im Sinne der Gleichbehandlung 
der Leistungsberechtigten möglich, dem Landesblindengeldgesetz. 

Zu Art. 2 Nr. 2 (§ 2) 

Es sollen auch Personen, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Zeitpunkt der Aufnahme oder in 
den zwei Monaten vor der Aufnahme in eine Einrichtung in einem anderen Land hatten, 
leistungsberechtigt sein können. Mit der Streichung des § 2 Abs. 2 gilt § 109 SGB XII nicht mehr 
entsprechend. Leistungsberechtigte sollen bei der Aufnahme in eine Einrichtung aus einem 
anderen Bundesland keinen Verlust ihres Gehörlosengeldanspruches hinnehmen müssen. Damit 
entspricht das Landesgehörlosengeldgesetzes, wo immer im Sinne der Gleichbehandlung der 
Leistungsberechtigten möglich, dem Landesblindengeldgesetz in der durch Artikel 1 dieses 
Gesetzes geänderten Fassung. 

Zu Art. 2 Nr. 3 (§ 4 Abs. 1) 

Das Gehörlosengeld wird erhöht. Da die Blindenhilfe dynamisch ist, ist auch das Gehörlosengeld 
dynamisch. 

Zu Art. 2 Nr. 4 (§ 6 Abs. 2) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung. 

Zu Art. 2 Nr. 5 (§ 9) 

Die Geltungsdauer des Landesgehörlosengeldgesetzes wird verlängert. Zur Sicherung einer 
effektiven Wirksamkeitskontrolle ist grundsätzlich eine Befristung von sieben Jahren vorzusehen. 
Die Befristung bezweckt, dass die Vorschriften in diesem Zeitabstand erneut insgesamt auf 
Notwendigkeit, Vollzugseignung, Vollständigkeit, Zweckmäßigkeit und Kostenwirksamkeit 
überprüft werden. 

Zu Artikel 3 

Es wird das Inkrafttreten des Gesetzes geregelt. 
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